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Am 1. April 2003 trat mit den Minijobs und
der sozialversicherungspflichtigen »Gleit-
zone« ein im Rahmen der so genannten
Hartz-Reformen (Zweites Gesetz für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt)
entwickeltes Instrument in Kraft. Erklär-
tes Ziel war es, die Beschäftigungs-
schwelle zu senken und Arbeitsplätze zu
schaffen. Minijobs sollten auch dazu bei-
tragen, die Schwarzarbeit vor allem bei
haushaltsnahen Dienstleistungen einzu-
dämmen und in Zeiten schwacher Nach-
frage, in denen die Einstellung von Voll-
zeitarbeitskräften manchmal als ein Risi-
ko erscheint, als eine flexible Beset-
zungsalternative zur Verfügung zu stehen.
Insbesondere sollte auch Geringverdie-
nern, hauptsächlich Hausfrauen, Rent-
ner, Studenten und Schülern, ein attrak-
tiver Weg zu einer Aufbesserung des Ein-
kommens eröffnet werden.
Gemessen an der quantitativen Entwick-
lung wurde das Instrument der Minijobs
gut angenommen. Nach der Statistik der
Bundesagentur für Arbeit standen im März
2004 4,7 Mill. Personen ausschließlich in
einem geringfügig entlohnten Arbeitsver-
hältnis, weitere 1,6 Millionen übten den
geringfügig entlohnten Job als Nebentä-
tigkeit aus. Vom März 2003 bis März 2004
ist die Zahl der ausschließlich geringfügig
entlohnten Beschäftigten1 um 523 000
bzw. 12,6% gestiegen. Am meisten ha-
ben dabei Unternehmen, die sonstige
Dienstleistungen überwiegend für Unter-
nehmen erbringen (30,7%), und das Gast-
gewerbe (+ 24%) ihre Minijob-Beschäfti-
gung erweitert. Dieser Anstieg der Mini-
job-Beschäftigung um eine halbe Million
ist zum Teil jedoch auch eine Folge der
rechtlichen Veränderung, die im April 2003
in Kraft trat. Im Bereich der bis dahin be-
stehenden Geringfügigkeitsgrenze von
325 rbis zu der neuen Grenze von 400r
wurden rund 138 000 voll sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhält-
nisse in Minijobs umgewandelt (vgl. Bun-
desagentur für Arbeit 2003).
Minijobs – eine beliebte 
Beschäftigungsform im Handel
Die geringfügig entlohnte Beschäftigung
spielt in den größeren und kleineren Unter-
nehmen des Handels – hier wiederum be-
sonders im Einzelhandel – eine große Rol-
le. Im März 2004 gab es neben den knapp
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Mit der so genannten Minijob-Regelung, die im April letzten Jahres eingeführt wurde, sollte die
Beschäftigungsschwelle gesenkt und Arbeitsplätze geschaffen werden. Im März 2004 übten 4,7 Mill.
Personen ausschließlich eine geringfügig entlohnte Tätigkeit und weitere 1,6 Millionen den ge-
ringfügig entlohnten Job als Nebentätigkeit aus. Die steigende Zahl von Minijobs wird von den
Initiatoren der Reform als Erfolg gewertet, Kritiker befürchten dagegen, dass die Minijobs zu ei-
ner massiven Substitution von sonstigen Formen der Erwerbstätigkeit durch die geringfügige Be-
schäftigung führen. Am Beispiel der Handelsbranche wird hier gezeigt, dass es sich bei der Ver-
breitung der Minijobs um kein Nullsummenspiel handelt. Zwar sank im Zeitraum Juni 2001 bis März
2004 die Zahl der im Handel beschäftigten voll sozialversicherungspflichtigen Voll- und Teilzeit-
kräfte um 5,5%, und die geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnisse stiegen um 7,4%, es
wäre jedoch voreilig, dies als Ergebnis der Reformmaßnahmen zu interpretieren. Denn in der Han-
delsbranche zwingt ein intensiver Preis- und Systemwettbewerb die Unternehmen seit Jahren zu
kostensparenden Maßnahmen, so dass sich die Struktur der im Handel Beschäftigten schon vor
der Hartz-II-Reform in Richtung Teilzeitbeschäftigung und Geringfügigkeit entwickelt hat. Für die
Integration der Bezieher von Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe (ab 1. Januar 2005 Arbeitslosen-
geld II) sind die Minijobs allerdings wegen der hohen Transferentzugsrate unbedeutend.
1 Bei der geringfügigen Beschäftigung (Minijob) ist
zwischen geringfügig entlohnter  Beschäftigung
(Entlohnung überschreitet regelmäßig im Monat
nicht 400 r), kurzfristiger Beschäftigung (nicht
mehr als zwei Monate oder insgesamt 50 Arbeits-
tage im Kalenderjahr bei einem monatlichen Ent-
gelt von höchstens 400 r) und geringfügiger Be-
schäftigung in Haushalten zu unterscheiden. In die-
sem Beitrag steht die geringfügig entlohnte Be-
schäftigung im Mittelpunkt.Forschungsergebnisse
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4 Mill. voll sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 1,3 Mill.
Erwerbstätige in einem Minijob (vgl. Abb. 1). Auf 100 voll
sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer kamen in der
gesamten Handelsbranche 33 und im Einzelhandel sogar
42 geringfügig entlohnte Beschäftigte. Seit Einführung der
Hartz-II-Reform im April 2003 ist die Bedeutung der ge-
ringfügig entlohnten Beschäftigung im Handel gewachsen.
Im Juni 2003 waren in dieser Branche auf 100 voll sozial-
versicherungspflichtig beschäftigte Arbeitnehmer noch
29 Minijobs (im Einzelhandel 38) gekommen. Etwa 20%
der Minijobs im Handel wurden im März 2004 als Nebenjob
ausgeübt. Im Bereich Kfz-Handel und -Reparatur, zu dem
auch die Tankstellen gehören, waren es 29%, im Einzel-
handel dagegen nur 17%.
Die steigende Zahl von Minijobs insgesamt und gleicherma-
ßen auch im Handel wird von den Initiatoren der Reform als
Erfolg gewertet. Minijobs und die Gleitzone in die volle Sozi-
alversicherungspflicht (»Midijobs«) hätten »… dazu beigetra-
gen, Arbeitsplätze zu schaffen und die Beschäftigungs-
schwelle zu senken« (Clement 2004). Im Gegensatz dazu
sehen die Kritiker ihre schon vor Inkrafttreten der Reform ge-
äußerten Bedenken im Großen und Ganzen bestätigt: Mini-
jobs würden demnach in einem nicht zu vernachlässigen-
den Ausmaß als Konkurrenten der voll sozialversicherungs-
pflichtigen Voll- und Teilzeitarbeitsplätze auftreten. Sie wür-
den bestehende Arbeitsplätze verdrängen oder ablösen, weil
sie dem Arbeitgeber die Möglichkeit einräumten, bei gerin-
gem Lohn und niedrigeren Sozialabgaben Personalkosten zu
sparen und daneben auch noch mehr Arbeitszeitflexibilität zu
verwirklichen. Das DIW hat jüngst in einem Artikel dargelegt,
dass es Hinweise für eine massive Substitution zwischen
geringfügiger Beschäftigung und sonstigen Formen der Er-
werbstätigkeit gäbe (vgl. Schupp und Birkner 2004). Bisher
gibt es jedoch keine belastbaren empirischen Studien, auf-
grund derer der Umfang der Umwandlung bisheriger regulä-
rer Voll- und Teilzeitarbeitsplätze in geringfügige Beschäfti-
gungsverhältnisse (im gleichen Betrieb) belegt werden könn-
te. Insbesondere liegt kein Nachweis vor, dass Vollzeitar-
beitskräfte gezielt entlassen und durch geringfügig Beschäf-
tigte ersetzt werden. So lange keine belastbaren Evalua-
tionsergebnisse vorliegen, müssen die Äußerungen zu den
negativen Effekten der Minijob-Regelungen als »begründete«
Vermutungen bewertet werden. Am Beispiel der Handels-
branche soll gezeigt werden, dass es sich bei der Verbreitung
der Minijobs um kein Nullsummenspiel handelt, bei der die
eine Seite das verliert, was die andere gewinnt.
Minijobs auch zum Überleben im Preis- und 
Systemwettbewerb des Handels
Wenn die Neuregelung der geringfügig entlohnten Beschäf-
tigungsverhältnisse einer Substitution voll sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung Vorschub geleistet hat, dann
sollte das auch an der Beschäftigungsentwicklung im Han-
del, einer Branche mit einem sehr hohen Anteil an Minijobs,
ablesbar sein. Im März 2004 gab es nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit im Handel ca. 230 000 voll sozial-
versicherungspflichtige Voll- und Teilzeitkräfte weniger als im
Juni 2001. Das ist ein Rückgang von 5,5%. Die geringfügig
entlohnten Beschäftigungsverhältnisse sind in diesem Zeit-
raum dagegen um ca. 71 000 oder 7,4% gestiegen (vgl.
Abb. 2). Diese entgegengesetzten Entwicklungen könnten
umso mehr als Bestätigung der Substitutionsvermutung ge-
deutet werden, als der Rückgang der voll sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten sich erst nach dem Stichtag
1. April 2004 verstärkte. Bei der auffällig starken Abnahme
der voll sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung im Ju-
ni 2003 ist allerdings zu berücksichtigen, dass sich hier auch
die Veränderung der Geringfügigkeitsgrenzen von 325 r auf
400 r im Sinne einer Umbuchung auswirkte.
Es wäre jedoch voreilig, die seit 2003 zu be-
obachtende Beschäftigungsentwicklung im
Handel weitgehend als Ergebnis der Reform-
maßnahmen bei den geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnissen zu interpretieren und die
stark abnehmende Anzahl der voll sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeiter und Angestell-
ten auf die Zunahme bei den Minijobs zu-
rückzuführen. In der Handelsbranche zwingt
ein intensiver Preis- und Systemwettbewerb
die Unternehmen seit Jahren zu kostenspa-
renden Maßnahmen. Zudem fällt die Einfüh-
rung der Minijobs in eine für den Handel kon-
junkturell schwierige Zeit mit einer schwachen
Binnennachfrage. Da die Personalkosten un-
ter den betrieblichen Handlungskosten bei
weitem den größten Kostenfaktor darstellen,
kamen und kommen sie auch weiterhin auto-
matisch in den Fokus der betriebswirtschaft-
Abb. 1Forschungsergebnisse
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lichen Suche nach Einspar- und Rationalisierungsmöglich-
keiten. Eine Folge dieser sich ändernden Wettbewerbsbe-
dingungen ist die seit 1992 rückläufige Zahl der voll sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten.
Vordringen kostenorientierter Handelskonzepte
Zudem hat die Ausbreitung von Discountsystemen als stark
kostenorientiertes Betriebskonzept wesentlich zur Verschär-
fung des Wettbewerbs und zur Ausrichtung der Unterneh-
menspolitik auf Rationalisierungsmaßnahmen beigetragen.
Discountsysteme haben zwar infolge der vielen Standort-
neugründungen auch Beschäftigung geschaffen, zugleich
aber im Verdrängungswettbewerb beim klassischen inha-
bergeführten Einzelhandel zum Verlust von Arbeitsplätzen ge-
führt. Ihre Wettbewerbsstärke ziehen Discounter zum Teil aus
einer überdurchschnittlich hohen Beschäftigten- und Flä-
chenproduktivität sowie aus gegenüber den unmittelbar kon-
kurrierenden SB-Geschäften und Supermärkten stark ver-
minderten Anteilen der Personalkosten am Umsatz. Diese
Personalkostenanteile liegen bei Discount-Geschäften bei ca.
6 bis 8%, bei SB-Filialgeschäften bei ca. 13%, bei Waren-
häusern bei 12 bis 14% und bei inhabergeführten Fachge-
schäften bei ca. 18%. Auch beim inhabergeführten Groß-
handel bilden die Personalkosten mit ca. 16% des Umsat-
zes den größten Block der Handlungs- bzw. Betriebskos-
ten. Es ist daher nahe liegend, dass Rationalisierungsbe-
strebungen überwiegend bei den Personalkosten ansetzen.
Vor allem die großflächigen Betriebstypen des Einzelhandels
haben auf die seit Anfang der neunziger Jahre stagnierenden
bis rückläufigen Umsätze, auf den intensiven (Preis-)Wettbe-
werb und auf die Konkurrenz unter den Betriebsformen mit dem
Vormarsch personalschwächerer Formen auf der einen Seite
mit einem Personalabbau reagiert, auf der anderen Seite ha-
ben sie aber auch eine Diversifizierung des Per-
sonals und des Personaleinsatzes vorgenom-
men. Bei den Bestrebungen der Handels-
unternehmen, ihre Arbeitskosten zurückzufüh-
ren, steht nicht immer und nicht ausschließlich
der Abbau des Personals im Vordergrund, son-
dern in vielen Fällen wird der Umbau in Rich-
tung eines reduzierten Arbeitsvolumens mit Fle-
xibilitätsoptionen angestrebt. Das wird durch
Teilzeitarbeit und durch geringfügig entlohnte
Arbeit als besondere Form der Teilzeitarbeit
erleichtert bzw. erst möglich gemacht. Auch die
Deregulierung der spätabendlichen und sams-
täglichen Ladenöffnungszeiten hat neue An-
forderungen an eine kapazitätsorientierte Per-
sonalpolitik gestellt. Dort, wo die Öffnungs-
möglichkeiten an den Abenden, am Samstag
und eingeschränkt auch am Sonntag genutzt
werden, hat dies zu einer mehr oder weniger
starken Veränderung des Einsatzes des Verkaufspersonals ge-
führt. Um die Personalkosten auch unter den Bedingungen ei-
nes weiteren Auseinanderdriftens der Betriebs- und der Ar-
beitszeiten möglichst niedrig zu halten und um einer kosten-
günstigen Anpassung an veränderte Besucherfrequenzen willen,
haben viele dieser Unternehmen den Personaleinsatz durch die
Umstellung auf Teilzeitbeschäftigung und geringfügig entlohn-
te Beschäftigung weiter flexibilisiert.
Ausweitung des Niedriglohnbereichs im 
Einzelhandel
Die Minijob-Regelung stellt in Deutschland eine Erweiterung
der Beschäftigungsverhältnisse im Niedriglohnbereich dar.
Ein großer Teil der Arbeit im Handel – vor allem im Einzel-
handel – kann zu den einfachen Dienstleistungstätigkeiten
gerechnet werden, was nicht heißt, dass Qualifikation und
Qualifizierung im Handel keine Rolle mehr spielen würden.
Nach wie vor weist die Beschäftigungsstrukturen der Han-
delssparten viele Facharbeiter bzw. Fachangestellte auf. Der
Handel wird aber aufgrund des Strukturwandels mit dem
Vormarsch der Discounter und des verschärften Preis- und
Leistungswettbewerbs immer offener für Erwerbspersonen
ohne fach- oder handelsspezifische Ausbildung. Besonders
im Einzelhandel spielt der persönliche Service nach wie vor
eine wichtige Rolle, und eine Reihe von Funktionen wie Kom-
missionieren, inner- und außerbetriebliches Transportieren,
Auffüllen und Pflege von Regalen sind nur bedingt durch
Investitionen in Kapitalgüter (z.B. IuK-Technik) zu ersetzen.
Für solche Tätigkeiten mit einem meist relativ niedrigen An-
forderungsprofil fragt der Handel nur dann Arbeitskräfte nach,
wenn sie zu niedrigen Arbeitskosten beschäftigt werden kön-
nen und außerdem die Möglichkeit besteht, ihren Arbeits-
einsatz an die schwankende Kunden- und Warenfrequenz
flexibel und kostensparend anzupassen. Minijobs erfüllen
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Beschäftigen arbeitsrechtlich den sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten gleichgestellt und sollten daher differenziert
nach Tätigkeitsprofil, Alter und Erfahrung, den jeweils gel-
tenden Tariflohn erhalten, sind aber aufgrund der reduzier-
ten Steuer- und Abgabenpflicht subventioniert. Verlegen sich
die Arbeitgeber darauf, junge Menschen einzustellen, die
noch in eine Schul- oder Universitätsausbildung eingebun-
den sind, so brauchen nur niedrige Einstiegs- und Einfach-
arbeitstarife bezahlt werden, was die Minijobs unter Kos-
tenüberlegungen weiter attraktiv für die Handelsunterneh-
men macht.
Dennoch ist nicht zu erwarten, dass die voll sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse im Handel auf-
grund der Minijob-Regelung, sei es nach Kündigungen oder
im Zuge der Wiederbesetzung oder Neubesetzung von Stel-
len, durch geringfügig Entlohnte überwiegend substituiert
werden. Die Struktur der im Handel Beschäftigten hat sich
schon vor der Hartz-II-Reform seit vielen Jahren in Rich-
tung Teilzeitbeschäftigung und Geringfügigkeit entwickelt.
Die innerbetrieblichen Arbeitsmärkte in vielen meist größe-
ren Handelsunternehmen haben sich in eine Stammbeleg-
schaft mit qualifizierten, besser bezahlten Beschäftigten in
stabilen Arbeitsbeziehungen und Randbelegschaften, zu de-
nen vor allem die geringfügig beschäftigten Personen zäh-
len, gespalten. Minijobs haben daran nicht grundsätzlich et-
was geändert, sondern nur die Entwicklung in diese Rich-
tung erleichtert. Bei den besonderen Bedingungen, unter
denen die Leistungen des Handels erstellt werden, ver-
schaffen die Minijob-Beschäftigten den Unternehmen ein
hohes Maß an nummerischer Flexibilität und Kostenerspar-
nis, weil sie an die Schwankungen des Arbeitsanfalls ange-
passt eingesetzt werden können. Dadurch sichern sie auch,
den – allerdings kleiner werdenden – Kernbereich der voll
sozialversicherungspflichtigen Voll- und Teilzeitkräfte. Viel-
fach wird der Einsatz von geringfügig Beschäftigten auch
von der Interessensvertretung der Stammbelegschaft be-
fürwortet, weil er sie an »unsozialen« Zeiten oder für mono-
tone und körperlich anstrengende Arbeit entlastet.
War es die primäre Intention der Reformer, mit den Minijobs
eine flexible Besetzungsalternative in schwierigen Zeiten zu
schaffen, dann war das nach den bisherigen Beobachtun-
gen im Handel durchaus erfolgreich. Die Minijob-Regelung
hat aber nicht die Reintegration von Arbeitslosen und Trans-
fereinkommensbeziehern in den Arbeitsmarkt der Handels-
branche gefördert. Arbeitslosigkeit wird somit nicht redu-
ziert. Beschäftigt wurden vor allem Schüler und Studenten,
die eine flexible Verdienstmöglichkeit suchen, welche sie mit
den Ausbildungszeiten vereinbaren können, Frauen, die dar-
in eine Alternative zum vollständigen Verzicht auf die Er-
werbstätigkeit sehen, Zweitjobinhaber und Rentner, die ih-
re Renten aufbessern wollen oder in dem einen oder ande-
ren Fall auch nur eine sinnvolle und entgoltene Alternative
zu ihrem »Ruhestand« suchen. 
Minijobs im Handel weiter attraktiv – aber nicht
für Arbeitslosengeld-II-Empfänger
Die bisherige Entwicklung der geringfügig entlohnten Be-
schäftigung im Handel lässt erwarten, dass das Instrument
der Minijobs auch noch weiterhin in zunehmendem Maße
eingesetzt werden wird. Sowohl auf der Angebotsseite als
auch auf der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes gibt es gro-
ßes Interesse an einer im zeitlichen Umfang begrenzten und
bei den Lohnnebenkosten reduzierten Beschäftigung. Ar-
beitsanbieter sind vor allem dann an geringfügiger Beschäfti-
gung interessiert, wenn sie anderweitig sozial abgesichert sind
und die Beschäftigung nicht als Haupteinnahmequelle be-
trachten müssen. Minijobs entlasten den Handel vor allem
durch Flexibilitätsgewinne. In diesem Sinne tragen sie zur An-
passung an den schwankenden Personalbedarf bei, wirken
kostenreduzierend und sichern somit auch die Arbeitsplätze
einer kleiner werdenden Stammbelegschaft. Für die Integra-
tion der Bezieher von Arbeitslosenhilfe oder Sozialhilfe (ab
1. Januar 2005 Arbeitslosengeld II) sind sie wegen der Trans-
ferentzugsrate unbedeutend. Nach der bisherigen Regelung
gab es im Wesentlichen einen Freibetrag von 165 r, der Rest
wurde auf die Transferleistungen angerechnet.2 Der Hinzu-
verdienst beim Arbeitslosengeld II sieht einen Freibetrag von
15% des Nettoeinkommens bei einem Bruttoeinkommen bis
400 r vor. Die sich daraus ergebende Transferentzugsrate
von 85% bedeutet, dass dem Arbeitslosen bei der Aufnahme
eines Minijobs bei einem Nettoeinkommen von z.B. 450 rge-
rade noch 67,50 r verbleiben. Für eine freiwillige Arbeitsauf-
nahme dürfte das nicht ausreichen. Zum Abbau der Arbeits-
losigkeit ist die Minijob-Regelung also nicht geeignet. Sie ver-
dankt ihren Erfolg im Handel und in anderen, überwiegend
Dienstleistungsbranchen dem Umstand, dass sie den spe-
ziellen Erfordernissen einer für die Unternehmen kostengüns-
tigen und flexiblen Leistungserbringung, sowie den Ansprü-
chen von Arbeitnehmern, die anderweitig finanziell abgesichert
sind, entgegenkommt.
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